Wien, Donnerstag den 22. December 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 51. 


Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


N 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Brännmerationspreis: Für Wien mit Zufendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. 12 Mark. Vei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erhitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. . 


Inſerate werden billigſt verechnet. — Beilagengebühr nach vorberiger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind vortofrei, kennen jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Zur aufgeworfenen Frage der Behandlung der An- 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche ſuchen N zeitliche Befreiung us Tamilienrückſichten 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1882 ein. und des Begriffes der Pflicht zum Eintritte in das 
Das Jahres-Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit ſtehende Heer, reſpective in die Kriegsmarine oder 
der in Buchform bogen weiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 17 Fandwehr. 

(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei⸗ Von Dr. Leopold Preleuthner. 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig In Nummer 46 des laufenden Jahrganges der Zeitſchrift wurde 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht- die Anſchauung vertreten, daß es dem beſtehenden Wehrgeſetze, respective 


zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine der Inſtruction zu deſſen Ausführung entſpreche, diejenigen Stellungs⸗ 
pflichtigen, welche die zeitliche Befreiung von der Stellungspflicht an⸗ 
ſtreben, bei der Hauptſtellung vorerſt über ihre Tauglichkeit zu unter⸗ 


An unſere Tefer! 


Unterbrechung eintrete. 


Um vielfachen Wünſchen unſerer P. T. Abonnenten zu entſprechen, 
haben wir für die „Zeitſchrift für Verwaltung“ eine ein⸗ 
fache, aber elegante | 


Einhanddecke 


anfertigen laſſen. Dieſelbe iſt durch die Adminiſtration für den Preis 
von 85 kr. per Band (franco per Kreuzband bei Vorauseinſendung mittelſt 
Anweiſung 1 fl. 6. W.) zu beziehen. Bei Beſtellungen bitten wir, an- 
zugeben, für welche Jahrgänge je eine Decke gewünſcht wird. 

Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle mittelſt Po it- 
an weiſung geſchehen. 


Inhalt. | 

Zur aufgeworfenen Frage der Behandlung der Anſuchen um zeit⸗ 
liche Befreiung aus Familien rückſichten und des Begriffes 
der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer, reſpective in 
die Kriegsmarine oder Landwehr. Von Dr. Leopold N 
leuthner. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Gemeinde kann mit der Ausweiſung Auswärtiger aus dem Gemeindegebiete 
wegen beſcholtenen Lebenswandels nur dann vorgehen, wenn die diesfalls 
belaſtenden Handlungen von den betreffenden Perſönlichkeiten während ihres 
Aufenthaltes in der Gemeinde begangen wurden. 

Literatur. 

Geſetze und Verordnungen, 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


ſuchen und erſt im Tauglichkeitsfalle über das Reclamationsanſuchen zu 
verhandeln. Begründet wird dieſe Auſchauung damit, daß das Wehr⸗ 
geſetz keine zeitliche Befreiung von der Stellungspflicht, ſondern nur 
jene von der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer kenne, daß 
die Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer nicht gleichbedeutend mit 
der Pflicht zur Stellung ſei, da erſtere unmöglich mit dem 31. Decem-⸗ 
ber des vollendeten 22. Lebensjahres des Stellungspflichtigen enden 
könne und daß die Nothwendigkeit der körperlichen Unterſuchung des 
Reclamirten durch die Stellungscommiſſion aus dem Zuſammenhalte der 
88 2 der Wehrgeſetz-Inſtruction und 16 und 17 des Wehrgeſetzes 
ſich ergebe. 

So ſehr die Idee, die Thätigkeit der Stellungscommiſſionen und 
insbeſondere der das Stellungsgeſchäft vorbereitenden politiſchen Bezirks⸗ 


behörden von unnützem Ballaſt zu befreien, wozu zweifellos die In— 
ſtruirung und die Verhandlung über, angeſichts der größerentheils vor- 
handenen Untauglichkeit der Reclamirten ganz zweckloſe Befreiungs⸗ 


geſuche gehört, begrüßt werden muß, ebenſo ſehr muß aber der Behaup⸗ 
tung widerſprochen werden, daß eine vorherige Abſtellung, reſpective 
Unterſuchung der Reclamirten durch die Stellungscommiſſion durch das 
Geſetz geboten ſei. 

Allerdings ſpricht der $ 17 des Wehrgeſetzes von einer zeitlichen 
Befreiung von der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer, die 
Kriegsmarine oder die Landwehr. ö 

§ 3 der Wehrgeſetz⸗Inſtruction erläutert aber dieſe Pflicht dahin 
daß ſie gleichbedeutend ſei mit der Pflicht zur Stellung. Die Richtigkeit 
dieſer Erläuterung erleidet durchaus keinen Eintrag dadurch, daß der 
Abſatz 3 dieſes Paragraphes beſtimmt, die Pflicht zum Eintritte in das 
ſtehende Heer ꝛc. ende mit dem 31. December desjenigen Jahres, in 
welchem der Stellungspflichtige das 22. Lebensjahr vollendet; denn 
jeder Stellungspflichtige muß unter normalen Verhältniſſen bis zum 
Ablaufe des 22. Lebensjahres feiner Stellungspflicht, nämlich ſeiner 
Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer, die Kriegsmarine oder die 
Landwehr genüge geleiſtet haben. Es iſt daher ganz begreiflich, daß 


dieſe Pflicht mit ſeinem Austritte aus der dritten Altersclaſſe für ihn 
erliſcht. 

Denn dann befindet er ſich entweder im ſtehenden Heere, in der 
Kriegsmarine oder in der Landwehr, wenn er die zum Kriegsdienſte 
erforderliche Eignung beſitzt, oder er befindet ſich nicht in denſelben, 
wenn er bei der Stellungscommiſſion als zu dieſem Dienſte nicht taug⸗ 
lich erkannt wurde. 

Hat jedoch der Stellungspflichtige mit oder ohne ſein Verſchulden 
dieſer ſeiner Pflicht zum beſagten Eintritte nicht genüge geleiſtet, ſo 
erliſcht dieſe Pflicht durch Ablauf des 31. December ſeines erreichten 
22. Lebensjahres keineswegs, da er im Falle ſeiner Stellungsflucht 
von Amtswegen, und im Falle ſeines unverſchuldeten Fernbleibens von 
der Hauptſtellung nachträglich der Stellung unterzogen werden muß. 

Wenn ein Stellungspflichtiger bei der Hauptſtellung zur Erſatz⸗ 
reſerve eingereiht wird, fo bleibt er nach $ 4, Abſ. 2 des Wehrgeſetzes 
bis zum vollendeten 30. Lebensjahre für den Dienſt im ſtehenden Heere 
gewidmet. Es iſt dies alſo auch ein Fall, in welchem derſelbe, obgleich 
zum Eintritte in das ſtehende Heer nicht mehr verpflichtet, dennoch in 
dasſelbe einzutreten hat. 

Ganz natürlich, da die Verpflichtung zu dieſem Eintritte nur 
daraus reſultirt, daß der Wehrpflichtige ſeinerzeit ſeiner Stellungspflicht, 
nämlich der Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer ꝛc. genüge 
geleiſtet hat und hiebei zur Erſatzreſerve, welche in Kriegsfällen zur 
Deckung der ſich ergebenden Abgänge herangezogen wird, gewidmet 
wurde. Und in dieſem Falle wird es ſicherlich Niemanden einfallen, zu 
behaupten, daß die Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer ꝛc. für 
den Wehrpflichtigen erloſchen ſei, da nach $ 3 der Wehrgeſetz-Inſtruc⸗ 
tion wegen Austrittes aus den ſtellungspflichtigen Altersclaſſen für ihn 
keine derartige Verpflichtung mehr beſtehe. 

Es darf eben nicht vergeſſen werden, daß die Wehrpflicht bis 
zum vollendeten 32. Lebensjahre dauert. 

Die Wehrpflicht iſt der weitere, die Stellungspflicht, die Pflicht 
zum Eintritte in das ſtehende Heer, der engere Begriff. Die Letztere 
reſultirt aus der Erſteren, und wenn die Stellungspflicht aufhört, fo 
dauert die Wehrpflicht fort, welche nur eine Conſequenz deſſen iſt, daß 
der Wehrpflichtige ſeiner Pflicht zum Eintritte bereits genüge geleiſtet 
oder, im gegentheiligen Falle, dieſelbe nachzutragen hat. 

Die Pflicht zum Eintritte in das ſtehende Heer begreift daher 
nur die Verpflichtung in ſich, ſich der Unterſuchung vor der Stellungs⸗ 
commiſſion zu unterziehen, welche ſodann die weitere Erfüllung der 
Wehrpflicht ſeitens des Stellungspflichtigen bedingt. 

Wenn nun ein Stellungspflichtiger von dieſer Pflicht befreit wer⸗ 
den ſoll, ſo wäre es ein Widerſinn, ihn vorerſt einer commiſſionellen 
Unterſuchung, von welcher er ja durch die zeitliche Befreiung enthoben 
werden ſoll, unterziehen zu wollen. 

Weiters wäre die Unterſuchung des Reclamirten ein Widerſinn 
deshalb, weil im Falle ſeiner durch die Stellungscommiſſion conſtatirten 
Untauglichkeit jedes Anſuchen um zeitliche Befreiung zwecklos, und im 
Falle ſeiner conſtatirten Tauglichkeit, nämlich ſeiner Einreihung nicht zweck— 
entſprechend wäre, da nach 8 159, Abſ. 1 d der Wehrgeſetz⸗Inſtruc⸗ 
tion in dieſem Falle eine geſetzwidrige Einreihung vorläge, wegen 
welcher nur die Ergänzungsbezirks⸗Behörden zweiter Inſtanz die Ent⸗ 
laſſung zu bewilligen competent ſind, die Stellungscommiſſion daher 
über ein derartiges Reclamationsgeſuch gar nichts mehr zu verfügen im 
Stande wäre. 

Wenn eine Aſſentcommiſſion ſich beifallen ließe, einen Stellungs⸗ 
pflichtigen, welcher zum Anſpruche auf zeitliche Befreiung berechtigt iſt 
und denſelben im Reclamationswege geltend macht, zu aſſentiren, ſo 
beginge fie nicht nur aus dem Grunde des $ 54— 1, ſondern noch 
vielmehr aus dem Grunde des § 159 der Wehrgeſetz⸗Inſtruction eine 
Geſetzwidrigkeit, welche ſie nicht zu vertreten im Stande iſt. 

Die Aſſentcommiſſion iſt nur in einem Falle, nämlich in dem 
der angeſprochenen Enthebung von der Präſenzdienſtpflicht berechtigt, 
eine ärztliche Unterſuchung des Begünſtigungswerbers vorzunehmen, wo 
im Tauglichkeitsfalle nach vorgenommener Einreihung nach § 56 der 
Wehrgeſetz⸗Inſtruction der Ergänzungsbezirks⸗Commandant über ein der⸗ 
artiges Begehren zu entſcheiden hat. 

Würde alſo die Stellungscommiſſion über ein Reclamationsgeſuch 
nach conſtatirter Tauglichkeit entſcheiden oder entſcheiden ſollen, ſo wäre 
dies eine Entſcheidung über eine Enthebung von der Präſenzdienſt⸗ 
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pflicht und nicht eine Entſcheidung über eine zeitliche Befreiung von 
der Stellungspflicht. 

Das Geſagte dürfte nachzuweiſen im Stande ſein, daß es eine 
zeitliche Befreiung von der Dienſtpflicht nicht gibt, und wenn im § 32 
des Wehrgeſetzes beſtimmt wird, daß jene Wehrpflichtigen, welchen in 
der dritten Altersclaſſe die zeitliche Befreiung von der Dienſtpflicht im 
Heere zuerkannt wurde, mit dem Uebergange in die vierte Aftersclaffe 
in die Erſatzreſerve zu treten haben, ſo kann darunter nur gemeint ſein, 
daß, wenn die zeitlich Befreiten mit dem Austritte aus der dritten 
Altersclaſſe aufhören, ſtellungspflichtig zu ſein, da ſie vermöge ihrer 
Wehrpflicht noch dienſtpflichtig verbleiben, denſelben die ihnen zuerkannte 
zeitliche Befreiung von der Wehrpflicht in der Weiſe fortbelaſſen wird, 
daß ſie in die Evidenz der Erſatzreſerve überwieſen werden, wo dieſelben 
den Fortbeſtand des Befreiungstitels alljährlich nachzuweiſen haben. 

Aus dieſem Grunde iſt auch das für die Nothwendigkeit der 
commiſſionellen Unterſuchung der Reclamirten angeführte weitere Argu— 
ment, daß der letzte Abſatz des S 32 des Wehrgeſetzes einen Beleg 
hiefür biete, da nach demſelben die zeitlich befreiten Wehrpflichtigen mit 
dem Uebergange in die vierte Altersclaſſe in die Erſatzreſerve treten 
und in die Erſatzreſerve Niemand ohne Aſſentirung gewidmet werden 
könne, ein irriges, da hiebei überſehen wurde, daß es einen Stand 
und eine Evidenz der Erſatzreſerve gibt. Nur die Standes-Erſatz⸗ 
reſerviſten, d. i. diejenigen, welche durch Aſſentirung nach erſolgter 
Deckung des Recrutencontingentes bei der Hauptſtellung zur Erſatzreſerve 
gewidmet werden, bleiben nach S§ 4 und 32 des Wehrgeſetzes bis zum 
vollendeten 30. Lebensjahre für den Dienſt im ſtehenden Heere 
gewidmet. 

Die in der dritten Altersclaſſe von der Stellungspflicht zeitlich 
Befreiten jedoch werden nach ihrem Austritte aus derſelben nach $ 167, 
Abſ. 1 der Wehrgeſetz⸗Inſtruction in die Evidenz der Erſatzreſerve 
überwieſen, woſelbſt fie nach Abi. 6 bis zum Ablaufe des neunten 
Regiſterjahrganges verbleiben und ſodann mit 31. December des betref⸗ 
fenden Jahres in die Evidenz der Landwehr übertragen werden. 

Nur im Falle, als ſich aus der Prüfung der von denſelben all— 
jährlich zu liefernden Nachweiſe des Fortbeſtandes der ihren Befreiungs⸗ 
anſpruch begründenden Verhältniſſe ergibt, daß jene Verhältniſſe nicht 
mehr beſtehen, oder fie aus einem anderen Grunde ihres Befreiungs— 
titels verluſtig erkannt wurden, haben die Genannten gemäß Abſ. 5 
des vorcitirten Paragraphes in den entſprechenden Jahrgang des Erſatz⸗ 
reſerveſtandes einzutreten und erſt von dieſem Zeitpunkte an erſcheinen 
fie für die Erſatzreſerve gewidmet und in den Stand derſelben auf- 
genommen. 

Dann erſt wäre eine Aſſentirung, d. h. eine commiſſionelle ärzt⸗ 
liche Unterſuchung dieſer Reclamirten vorzunehmen und zu conſtatiren, 
ob ſie überhaupt die für den Kriegsdienſt nöthige Eignung beſitzen. 

Da aber, wie bereits erwähnt, die Erſatzreſerviſten, nur für den 
Kriegsdienſt gewidmet ſind, ſo hat das Geſetz von einer nachträg— 
lichen Unterſuchung dieſer ihres Befreiungstitels verluſtig erklärten Wehr- 
pflichtigen um fo mehr Umgang genommen, als nach § 166, Abſ. 7 der 
Wehrgeſetz⸗Inſtruction, wenn im Kriegsfalle auf Allerhöchſten Befehl 
Sr. Majeſtät die Erſatzreſerve zur Einreihung in das ſtehende Heer, 
reſpective in die Kriegsmarine herangezogen werden ſoll, ohnedies eine 
neuerliche commiſſionelle Unterſuchung derſelben ſeitens der ſtändigen 
Stellungscommiſſion ſtattzufinden hat. 

Es iſt daher unrichtig, wenn behauptet wird, daß zeitliche Be⸗ 
freite nach dem Austritte aus dem ſtellungspflichtigen Alter in die 
Erſatzreſerve gewidmet werden und dienſtpflichtig ſeien, wie die zu 
derſelben aſſentirten Wehrpflichtigen, und wenn der letzte Abſatz des 
§ 32 des Wehrgeſetzes beſtimmt, daß ſolche Wehrpflichtige in die Erſatz— 
reſerve treten, jo iſt darunter keinesfalls zu verſtehen, daß fie in die- 
ſelbe gewidmet werden. 

Denn in einem früheren Abſatze des eben beſprochenen 8 32 heißt es, 
daß die Widmung Wehrpflichtiger aus der erſten und zweiten Alters⸗ 
claſſe für die Erſatzreſerve eine zeitliche ſei und von der Stellungspflicht 
in der zweiten, beziehungsweiſe dritten Altersclaſſe nicht enthebe. 

Im drittvorletzten Abſatze wird beſtimmt: „Die zur Erſatzreſerve 
Beſtimmten ſind, je nach ihrer Eignung, für die verſchiedenen Heeres⸗ 
körper in den Stellungsliſten vorzumerken, im Frieden in ihren bürger⸗ 
lichen Verhältniſſen zu belaſſen und nur im Kriegsfalle auf Befehl des 
Kaiſers nach Maßgabe ihres Lebensalters zur Ergänzung des ſtehenden 
Heeres oder der Kriegsmarine zu verwenden.“ 


Würden daher die zeitlich Befreiten zur 
Erſatzreſerve beſtimmt werden, ſo müßte doch folgerichtig analog den 
obigen Beſtimmungen im letzten Abſatz anſtatt des Ausdruckes „in die 
Erſatzreſerve treten“ die Beſtimmung, daß dieſelben nach dem Austritte 
ꝛc. zur Erſatzreſerve beſtimmt oder gewidmet ſeien, enthalten ſein, 
was aber nicht der Fall iſt N . 

Die zur Ausführung der Wehrgeſetze erlaſſene Inſtruction erklart 
eben im $ 167 näher, wie der vorbeſprochene Geſetzpaſſus, daß die 
beſagten Reclamirten in die Erſatzreſerve treten, auszuführen iſt, indem 
er beſtimmt, dieſelben haben in die Eviden; der Erſatzreſerve über- 
wieſen zu werden, wo ber gleichen Verhältniſſen ihr Anſpruch auf Be⸗ 
freiung von der Wehrpflicht fortzubeſtehen hat. 

Würde ſich dies nicht ſo verhalten, ſo würde das Webrgeieh mit 
ſich ſelbſt und mit ſeiner Durchführungs⸗Juſtruction in die bedenklichſten 
Widerſprüche gerathen und einen Theil der letzteren geradezu desavouiren, 
was doch nicht angenommen und noch weniger nachgewieſen werden kann. 


beueunen, der Anſpruch auf Befreiung, welcher mit dem Austritte aus 
der dritten Altersclaſſe von jenem auf Befreiung von der Stellungs— 
pflicht in den Anſpruch auf Befreiung von der Wehrpflicht über⸗ 
geht, da der Reclamirte dann nur mehr wehrpflichtig und nicht mehr 


Mag man den Fortbeſtand der zeilichen Befreiung wie 155 
| 
| 
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Dienſtpflicht in der | ihres wehrpflichtigen Alters durch volle zwölf Jahre unnöthiger Weife 
| in Evidenz gehalten und alljährlich deren Nachweiſe geprüft werden. 


Würde man ſich entſchließen, das Geſetz dahin abzuändern, daß 
die commiſſionelle Unterſuchung Reclamirter vor der Entſcheidung über 
das Reclamationsbegehren, welches ſodann als Anſuchen um Be— 
freiung von der Dienſtpflicht eingebracht werden müßte, ſeitens 
der Stellungscommiſſion vorzunehmen iſt, ſo würde durch eine derartige 
Beſtimmung der ohnedies zur Genüge complicirte Geſchäftsgang der 
Ergänzungsbehörden erſter Inſtanz bedeutend vereinfacht und ihre Berufs⸗ 
thätigkeit um eine überflüſſige Arbeit erleichtert werden. 

Ein derartiger Vorgang wäre ratio, aber gegenwärtig entſpricht 
er nicht der ratio legis. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeinde kann mit der Ausweiſung Auswärtiger aus dem 

Gemeindegebiete wegen beſcholtenen Lebenswandels nur dann vor⸗ 

gehen, wenn die diesfalls belaſtenden Handlungen von den be⸗ 

treffenden Perſönlichkeiten während ihres Aufenthaltes in der 
Gemeinde begangen wurden. 


Am 3. Mai 1881 überſiedelte Moſes K. mit ſeiner Gattin 


ſtellungspflichtig iſt, bleibt fortbeſtehen und er kann dem Betreffenden Eliſabeth aus ſeiner Heimatsgemeinde P. in die Stadt N. 


ohne einen geſetzlichen Grund nicht entzogen werden. 

Was ſchließlich die Folgerung anbelangt, daß die körperliche 
Unterſuchung eines Reclamirten vor der Entſcheidung über das Re— 
clamationsbegehren erfolgen müſſe, da der $ 16 des Wehrgeſetzes unter 
Anderem auch die nöthige geiſtige und körperliche Eignung zum Ein⸗ 
tritte in das ſtehende Heer ꝛc., im Ganzen alſo die Wehrfähigkeit des 
Stellungspflichtigen nach § 2 der Inſtruction erfordere, und bevor dieſe 
Wehrfähigkeit conſtatirt iſt, von der Pflicht zum Eintritte keine Rede 
ſein könne, ſo muß bemerkt werden, daß nicht abgeſehen werden kann, 
weshalb Jemand zum Eintritte in das ſtehende Heer, nämlich zur 
Stellung nicht verpflichtet ſein ſoll, auch wenn er die zum Kriegsdienſte 
erforderliche obgedachte Eignung nicht beſitzt. 

Durch den Nichtbeſitz dieſer Eignung wird die Pflicht, ſich der 
Stellungscommiſſion vorzuſtellen, keineswegs aufgehoben, da ja ſonſt 
das ganze Stellungsgeſchäft illuſoriſch würde, und es iſt daher auch 
kein Grund vorhanden, weshalb ein Stellungspflichtiger ohne Rückſicht 
darauf, ob er zum Kriegsdienſte tauglich oder nicht tauglich iſt, von der 


Stellungspflicht nicht enthoben werden ſollte, und dies um ſo weniger, 
als, wie bereits vorhin nachgewieſen wurde, eine ſolche Befreiung nach 


Der Gemeindevorſtand in N. hatte vernommen, daß ſich die 
genannten Eheleute keines guten Leumundes erfreuen und nachdem dieſes 
Gerücht zwei in der Gemeindekanzlei in N. einvernommene Iſraeliten 
beſtätigten und insbeſondere angaben, daß Eliſabeth K. bereits gericht⸗ 
lich geſtraft wurde, wies der Gemeindevorſtand mit dem Erkenntniſſe 
vom 5. Mai 1881, 3. 357, den Moſes K. aus dem Gebiete der 
Gemeinde N. aus. Begründet wurde die Ausweiſung aber damit, daß 
Moſes K. keinen guten Ruf genieße und daß ſeine Gattin Eliſabeth 
gerichtlich geſtraft wurde. 

Moſes K. beſchwerte ſich bei der Bezirkshauptmannſchaſt L. und 
machte im Weſentlichen geltend, daß er ſich über ſein Heimatsrecht 


ausgewieſen habe, der öffentlichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt falle, 


daß gegen ihn auch ſonſt nichts vorliege und daß ihm daher der Auf⸗ 
enthalt in N. nicht verweigert werden könne. Wohl ſei ſeine Gattin 
Eliſabeth einmal wegen einer geringfügigen Uebertretung geſtraft worden, 
allein das könne ſeine Ausweiſung aus N. nicht rechtfertigen. 

Die eingeleiteten Erhebungen ergaben, daß Moſes K. (Roh⸗ 
productenhändler) von dem Bezirksgerichte Sch. mit Urtheil vom 20. Mai 


1873, 3. 578, wegen Ankaufes verdächtiger Waaren mit 25 fl., eventuell 


ftattgehabter Unterſuchung entweder überflüſſig oder nur eine Befreiung 5 Tagen Arreſt und feine Gattin Eliſabeth mit Urtheil desſelben Ge⸗ 
von der Dienft- und nicht von der Stellungspflicht, der Pflicht zum | richtes vom 31. Jänner 1881, 3. 141, wegen der Uebertretung der 
Eintritte in das ſtehende Heer, wäre. = Diebſtahlstheilnahme mit einer Woche Arreſt geftraft wurde. 

Hingegen unterliegt es keinem Zweifel, daß dieſe ganze Mauipu⸗ Die Bezirkshauptmannſchaft L. hat mit dem Beſcheide vom 31. Mai 
lation, wornach über das Reclamationsbegehren vor eommiſſioneller 1881, 3. 4221, der Beſchwerde des Moſes K. keine Folge gegeben 
Unterſuchung der Reclamirten entſchieden werden muß, eine äußerſt lang- und das gemeindeämtliche Ausweiſungs⸗Erkenntniß im Grunde des § 6 
wierige, für die Evidenzbehörden mühſame und keineswegs zweckent⸗ | Abſ. 2, hit b, dann des $ 11 der G. O *) beitätigt, weil der Be⸗ 


ſprechende iſt; abgeſehen davon, daß es bei dieſen Reclamationen der 
Behörde geradezu unmöglich iſt, mit apodictiſcher Gewißheit die voll- 
kommene Richtigkeit der Reclamationsnachweiſe zu conſtatiren. 5 

Denn wie oft ereignet es ſich — es läßt ſich dies nicht fall⸗ 
weiſe nachweifen, da die Behörde zumeiſt in jedem ſpeciellen Falle 
nicht Kenntniß davon erlangt —, daß ein Reclamationsnachweis durch 
Vorlage des vorgeſchriebenen, nach den Beſtimmungen des 8 39 der 
Wehrgeſetz⸗Inſtruction genau inſtruirten Zeugniſſes und der übrigen 
documentariſchen Behelfe tadellos geliefert wird, der Stellungscommiſſion 
alſo nicht der geringſte Anlaß zu einer Bemänglung desſelben vorliegt 
und dem Reclamalionsbegehren Folge gegeben wird, wo, ſich dann 
hinterher durch einen Zufall herausſtellt, daß der Reclamirte, welcher, 
als zur Unterſtützung ſeiner hilfsbedürftigen Eltern unentbehrlich, die 
Befreiung erlangte, eigentlich von dieſen erhalten wird und nicht ein⸗ 
mal zu ſeiner, geſchweige denn zu ihrer Erhaltung das Nöthige bei⸗ 
trägt. Derartige Inſaſſenzeugniſſe haben angeſichts der geringen Verläß⸗ 
lichkeit der beweisführenden Factoren nur einen precären Werth, und 
es wäre ſchon aus dieſem Grunde angezeigt, das Reclamationsweſen zu 
vereinfachen. 

Wenn man noch dazu bedenkt, daß beiläufig der ſechſte Theil 
der Reclamirten ſich durchſchnittlich zum Kriegsdienſte eignet, fo kann 
man annehmen, daß circa 84 Percent der alljährlich zeitlich Befreiten, 
welche nicht dienſttauglich ſind, von den Behörden bis zum Ablaufe 


ſchwerdeführer gemäß den gepflogenen Erhebungen keinen unbeſcholtenen 
Lebenswandel führe, was doch zum Aufenthalte in einer fremden Ge— 
meinde nothwendig ſei, und weil derſelbe bisher nicht unter die Gemeinde⸗ 
genoſſen in N. gehöre. 

Moſes K. recurrirte an die Statthalterei und machte insbeſondere 
geltend, daß er und ſeine Gattin ſich in N. nichts zu Schulden kommen 
ließen und daß ſeine Abſtrafung ſowie jene ſeiner Gattin aus der Zeit 
ſeines früheren Aufenthaltes in P. herrühre. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 19. Juli 1881, 
3. 45.408, dem Recurſe keine Folge gegeben, weil die Gattin des 
Recurrenten Eliſabeth K. mit Urtheil des Bezirksgerichtes Sch. vom 
31. Jänner 1881, Z. 141, wegen der Uebertretung der Diebitahls- 
theilnahme geſtraſt worden ift, daher nach Maßgabe des § 6 des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, nicht behauptet 
werden kann, daß Moſes K. mit ſeinen Angehörigen einen unbeſchol— 
tenen Lebenswandel führe. Dieſer Umſtand bildet aber, nachdem Moſes K. 
nicht Gemeindegenoſſe von N. iſt, einen genügenden Grund zur Aus- 
weiſung im Sinne des §8 11 der G. O. 

Das k. k. Miniſterinm des Innern hat unterm 4. September 
1881, 3. 13.503, nachſtehend erkannt: 


) Die Citate aus der Gemeindeordnung beziehen ſich auf die Gemeinde⸗ 
ordnung für Böhmen. 
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„Das Miniſterium findet dem gegen die Entſcheidung der Statt- Nr. 2. Geſetz vom 5. November 1880, wirkſam für das Herzogthum 
halterei eingebrachten Recurſe des Moſes K. Folge zu geben und unter Salzburg, wodurch der § 37 des Landesgeſetzes vom 10. Jänner 1870 zur 
Behebung der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung ſowie des bezivfg- Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen Volks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Beſcheides vom 31. Mai 1881, Z. 4221, das ſchulen im Herzogthume Salzburg abgeändert wird. 

Ausweiſungserkenntniß vom 5. Mai 1881, Z. 357, außer Wirk Nr. 3. Geſetz vom 18. November 1880, wirkſam für das Herzogthum 
ſamkeit zu ſetzen, weil die Vorausſetzungen des $ 11 der G. O. zur Krain, betreffend die Beitragsleiſtung der aus einem anderen Lande übertretenden 
Ausweiſung des Recurrenten aus N. nicht vorhanden ſind. Lehrer der öffentlichen Volksſchulen zur Penſionscaſſe. 

Der in der Statthalterei-Entſcheidung angeführte Umſtand, daß Nr. 4. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. December 
die Gattin des Recurrenten Eliſabeth K. mit Urtheil des Bezirksgerichtes 1880, 3. 19.159, an den Statthalter für Niederöſterreich, womit im Einver- 
Sch. vom 31. Jänner 1881, 8. 141, wegen der Uebertretung der | nehmen mit dem niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe das Rechts- und Pflichten- 
Diebſtahlstheilnahme geſtraft wurde, kann nicht in die Wagſchale fallen, verhältniß der kliniſchen Profeſſoren und Aſſiſtenten der Geburtshilfe zur nieder- 
weil dieſe Abſtrafung zu einer Zeit ſtattfand, wo ſich Moſes K. und öſterreichiſchen Landes-Gebäranſtalt geregelt wird. 


ſeine Gattin noch nicht in N. aufhielten, während der Zeit des Auf— II. Stück. Ausgeg am 15. Jänner. 
enthaltes dieſer Eheleute in N. aber gegen den Lebenswandel derſelben Nr. 5. Geſetz vom 1. Detober 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft 
nichts Nachtheiliges hervorgekommen iſt.“ Dr. B. Mähren, betreffend die Befreiung der Lehrer an den öffentlichen Volks- und 


Bürgerſchulen, dann der Angehörigen derſelben von der Zahlung der Landes- 
nun und Grundentlaſtungs⸗Zuſchläge, ſowie der Bezirks- und Gemeinde-Umlagen auf 
Ti teratur. die Einkommenſteuer von ihren Amtsbezügen und Ruhegenüſſen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Dr. Leo Geller, Oeſterreichiſche Geſetze. Zweite Abtheilung. 
Mit Erläuterungen aus der Rechtſprechung. Oeſterreichiſche Verwaltungs— Per fonalien 


. Erfte Li i . 1-8. Wien, Moritz Perles 1882. 
geſetze. Erſ ke 1 Bog f 9 orig Perle . Seine Majeſtat haben dem Oberbaurathe Karl Baubela in Trieſt an— 
Dr. Leo Geller, Oeſterreichiſche Geſetze. Dritte Abtheilung. läßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
Mit Erläuterungen aus der Rechtſprechung. Oeſterreichiſche Gebühren- und Seine Majeſtät haben den Baurath Franz Ricci zum Oberbaurathe der 


5 i ite Li f 1 20. Wi 1 les 1882. Trieſter Statthalterei ernannt. 
Stenergeſetze Erſte Aus 1 ieferung. Bog. 1-20 a Moritz Per 1 b Seine Majeſtät haben dem Bauunternehmer Johann Muzika in Prag 
Durch die ſympathiſche Aufnahme der erſten Abtheilung derOeſterreichiſchen den Titel eines Baurathes taxfrei verliehen. 
Geſetze“ — Oeſterreich. Juſtizgeſetze — des obigen H. Verfaſſers, welcher ſich Seine Majeſtät haben dem Betriebsleiter der Erzherzog⸗Albrecht⸗Bahn 
bereits vortheilhaft in die juriſtiſche Fachliteratur eingeführt hat, ſeitens des Aide N Ritter von Kloſowski das Ritterkreuz des Franz— 
competenten Fachpublikums ermuthigt, iſt derſelbe in ſeiner gründlichen, nah | “ Seine Majeſtät haben dem Betriebsleiter der erften ungar.-galiz. Eiſen— 
Gediegenheit und Vollſtändigkeit ſorgſamſt ſtrebenden Weiſe an die Ausgabe der bahn Leopold Ritter von Blazows ki das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
weiteren Abtheilungen ſeines Sammelwerkes geſchritten, und liegen von demſelben BR 1 e Leonhard von Walter das goldene Verdienſtkreuz mit 
eh 55 : 9 ; der Krone verliehen. 
obige Fee bereits vor uns. Iſt es 1 1 bei einem eee ! Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Johann Weiß zum Finanz- 
Art und Factur einigermaßen mißlich, "WE bſchluß des Ganzen ein Urtheil [Obercommiſſär der Salzburger Finanz-Landesdirection ernannt. 
über das Gelingen abzugeben, fo ift dies im vorliegenden Falle dadurch erleichtert, Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Subin Lachowicz, Vitalis 
daß es doch zumeiſt auf die Art der Anordnung, wir möchten ſagen, der Unter- Wyspianski, Edmund Doening, Karl Nittmann und Johann Makare⸗ 


5 N ER „ 0 ; micz zu Steuer-Oberinſpectoren der galiziſchen Fi -Landesdirecti 5 
bringung des Gefegftoffes, in der erwünſchten Ganzheit des Geltenden, ferner ; der Pandelsminiſter hat den Hiffalmierhirerter ee eee 
auf bequeme, nicht ſtörende, ſondern unterſtützende Illuſtration durch die ein— Hilfsämter⸗Oberdirector dieſes Miniſteriums ernannt. 


ſchlägige Rechtſprechung ankömmt, welche man allerdings ſchon aus den erften | 
Lieferungen im Großen abzuſehen vermag. Nach genauerer Durchſicht derſelben | 
können 9 1 a NE 15 ien ang Anesfenung | Zwei Secundararztesſtellen in der Landes-Irrenauſtalt in Wien mit je 
der erſten nicht verſagen. Was wir insbeſondere verdienſtlich finden, iſt die gewiſſen- 600 fl. Jahres honorar, Naturalwohnung und Verpflegung nach der erſten Claſſe, 
haſte Durchforſchung ſelbſt der in den Fachzeitſchriften veröffentlichten Abhand- bis 24. December. (Amtsbl. Nr. 285.) 

lungen, welche Wiſſenswerthes in Bezug auf beſtimmte Geſetzvorſchriften enthalten Finanzeommiſſärsſtelle bei der k. k. Lottodirection in der neunten Rangs⸗ 


W x l Striche“ site Hie, | elaffe, eventuell Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte 
oder erörtern, und welche der Verfaſſer genau „unter dem Striche“ eitirt. Hie⸗ Jänner 1882. (Amtsbl. Nr. 285. ‚ 


Erledigungen. 


durch iſt dem Leſer die oft äußerſt erwünſchte Gelegenheit (wie ſelten in anderen Steueramtsadjunctenſtelle in Niederöſterreich in der zehnten Rangsclaſſe, 
Compilationen) dargeboten, ſich über Einzelnes im Detail näher zu orientiren. bis Mitte Jänner 1882. (Amtsbl. Nr. 285.7 
Wir behalten uns vor, im Fortſchreiten des auf Jahresfriſt (per Monatsheft) Armenarztesſtelle im zweiten Gemeindebezirke in Wien mit 300 fl. Jahres- 


Ana * : 5 _ | remuneration, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 290.) 
berechneten Lieferungswerkes auf ſelbes zurückzukommen, ſobald ein größerer Ab⸗ Finanzeoneipiſtenſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregi in 


ſchnitt abgeſchloſſen vorliegen wird. Wien in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1882. (Amtsbl. Nr. 390.) 
Für die Abnehmer der erſten Abtheilung: „Oeſterreichiſche Geſetze — Zwei Officialsſtellen im k. k. Wiener Verſatzamte mit je 600 fl. Gehalt 


h ee 8 dier N ; j und 240 fl. Quartiergeld, bis Mitte Jänner 1882. Amtsbl. Nr. 290.) 
JJJV%%%%6Vùſ aus, Srnrimiiın.babierben cite Lottoamtsofficialsſtelle mit der zehnten, eventuell Aſſiſtentenſtelle mit der 


zweite, vollſtändig neu bearbeitete und weſentlich erweiterte Anflage als große elften Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1882. Amtsbl. Nr. 290.) 
Ausgabe mit leicht lesbarem größeren Drucke auf größerem Formate in j 4 
Lieferungen (ca. 15, monatlich erfcheinend) begonnen hat, um Betreff der Form 
vielfach geäußerten Wünſchen zu entſprechen, wobei vielfache Bereicherung durch 
Aufnahme von zugewachſenen Geſetzmaterials und Vervollſtändigung des Judicaten⸗ 
materials eintrat. R—] 


1 In der Buchhandlung von Moritz Perles 
I., Bauernmarkt 11, sind soeben erschienen: f 
| Taschenbuch für den österr Finanz- und Steuer- 
Al beamten und den Finanzwachkörper 1882. Zweiter Jahrgang. 
Elegant gebunden in Leinwand. Preis 1 fl. 20 kr. 


in Wien, 


Geſetze und Verordnungen. 
1881. J. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
I. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Nr. 1. Geſetz vom 19. October 1880, wirkſam für das Herzogthum Ober⸗ 


| Der Staatsbeamte. Jahrbuch für die k. k. österr. Civil-| 
beamten pro 1882, Redigirt und herausgegeben von Dr. Friedrich 
Honig, Generalsecretär-Stellvertreter des Ersten allg. Beamten- | 
Vereines. 7. Jabrgang. Preis elegaut in Leinwand gebunden 2 fl. 


und Nieder⸗Schleſien, betreffend die Regelung der Perſonal- und Dienſtesver⸗ ö 1 h 
hältniſſe des der bewaffneten Macht angehörigen Lehrftandes an den öffentlichen Dur Hiezu als Beilage 2 Bogen 23 der Erkennt⸗ 
Volksſchulen. niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
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